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der südwestchinesischen Provinz Yun- 

nan.

Details der Gespräche zwischen den 

beiden Seiten wurden auch bei dieser 

Reise, die die chinesische Regierung 

als ,.Privatbesuch“ bezeichnete, nicht 

bekannt. Nach ihrer Rückkehr ins indi

sche Exil am 8. Juni sprachen die bei

den Emissäre zwar von einem „freien 

und spontanen Austausch“ und „ver

trauensbildenden Diskussionen“, aller

dings seien sich beide Seiten darüber 

einig, dass es in der Vergangenheit 

zahlreiche Differenzen gegeben habe, 

von denen viele noch nicht ausgeräumt 

seien.

Tatsächlich müssen vor einem mögli

chen Beginn konstruktiver chinesisch

tibetischer Verhandlungen noch einige 

Hürden überwunden werden. Dazu ge

hört eine Übereinkunft darüber, wel

ches Gebiet mit der Bezeichnung „Ti

bet“ eigentlich gemeint ist. Während 

die chinesische Regierung darunter le

diglich die Autonome Region Tibet 

versteht, zählt der Dalai Lama alle ti

betischen Siedlungsgebiete und damit 

auch große Teile von Qinghai, Gansu, 

Sichuan und Yunnan dazu. Für die

ses nahezu doppelt so große Gebiet 

fordert er zwar nicht die Unabhängig

keit, aber einen hohen Grad an Ver

waltungsautonomie und wirkliche Re

ligionsfreiheit. Für die chinesische Re

gierung ist diese Forderung nicht an

nehmbar. Zudem wirft sie dem Dalai 

Lama, der seit seiner Flucht 1959 im 

indischen Exil lebt, immer noch „sepa

ratistische Aktivitäten“ vor und pocht 

auf dessen Anerkennung von der Zu

gehörigkeit Tibets zur Volksrepublik. 

Darüber hinaus hat Beijing nun die 

Bedingungen zur Aufnahme eines kon

struktiven Dialogs mit der Taiwan- 

Frage verknüpft: Die tibetische Exilre

gierung müsse öffentlich erklären, dass 

nicht nur Tibet, sondern auch Taiwan 

ein untrennbarer Teil Chinas seien.

Seit dem ersten Chinabesuch ihrer 

Sondergesandten im Herbst letzten 

Jahres hat die tibetische Exilregierung 

einige versöhnliche Signale an die chi

nesische Regierung gesendet. So hat 

der Dalai Lama im letzten Jahr den 

in den USA lebenden Tibetern gera

ten, während des Besuchs des dama

ligen Staatspräsidenten Jiang Zemin 

von Demonstrationen abzusehen. Um 

einen Affront mit der chinesischen Re

gierung zu vermeiden, lehnte der Dalai

- 693 -

Lama Ende Mai außerdem eine Ein

ladung nach Taiwan ab. Dass es zu 

einem zweiten Besuch der exiltibeti

schen Delegation in der Volksrepublik 

gekommen ist, führen Beobachter je

doch vor allem auf Druck aus Wa

shington zurück. Es sei kein Zufall, 

dass der Besuch der exiltibetischen 

Emissäre mit dem ersten Zusammen

treffen des neuen chinesischen Staats

präsidenten Hu Jintao und dem ame

rikanischen Präsidenten Bush in Evi- 

an zusammenfiel. Auch wenn die neu

erlichen Gespräche aufgrund der viel

schichtigen Diskrepanzen zwischen der 

chinesischen und exiltibetischen Re

gierung grundsätzlich als Fortschritt 

gewertet werden sollten, liegt - wie 

schon nach dem ersten Austausch im 

letzten Jahr - die Vermutung nahe, 

dass Beijing vor allem an der öffentli

chen Wirkung des Treffens interessiert 

war. Man kann annehmen, dass, gera

de nach dem großen Imageverlust des 

Landes durch die lange Vertuschung 

der Lungenkrankheit SARS, das Tref

fen zu einer positiveren internationa

len Atmosphäre beitragen sollte.

Auch wenn sich der Dalai Lama 

und seine Sondergesandten optimis

tisch zum Verlauf der Gespräche äu

ßerten, gibt es keinerlei konkrete An

zeichen dafür, dass die Aufnahme ei

nes konstruktiven Dialogs näher ge

rückt ist. Die jüngste Umbesetzung 

der höchsten Staats- und Parteiäm- 

ter in der Autonomen Region Ti

bet untermauert diese Einschätzung. 

Auch die neuen tibetischen Führungs

kader haben in ihrer Antrittsrede 

Mitte Mai beteuert, den „Kampf“ 

gegen den Dalai Lama mit unver

minderter Härte fortzusetzen. (Xin

hua, 17.1.03, nach BBC PF, 19.1.03; 

SCMP, 7.5.03; XNA, 17.5.03; WSJ, 

27.5.03; FAZ, 3., 11.6.03; www.tibet

info.net/news-updates/2005 .htm und 

1206.htm, 20.5., 12.6.03) -bk-
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15 Bemühungen um Jobs für 

Hochschulabsolventen

Die Beschäftigungsprobleme für Hoch

schulabsolventen (vgl. dazu C.a., 

2003/1, Ü 16) waren Gegenstand ei

ner Anfang Juni abgehaltenen natio

nalen Telekonferenz des stellvertre

tenden Ministerpräsidenten Huang Ju 

mit den Leitern der zuständigen Pro

vinzbehörden. Dabei wies Huang Ju 

auf den Ernst der Lage hin und ap

pellierte an das Verantwortungsgefühl 

der lokalen Bildungs- und Personal

behörden, sich um die Einstellung 

von Hochschulabsolventen zu bemü

hen und diesen passende Jobs anzu

bieten. In diesem Jahr beenden 2,12 

Millionen Studenten ihr Hochschulstu

dium, das sind 46% mehr als letztes 

Jahr. Rund 670.000 mehr junge Men

schen als 2002 drängen in diesem Jahr 

auf den Arbeitsmarkt. Erschwert wird 

die Jobsuche noch durch SARS. Ob

wohl die staatliche Arbeitsplatzzuwei

sung für Hochschulabsolventen in der 

ersten Hälfte der 1990er Jahre abge

schafft wurde, wirkt der Staat weiter

hin ein, zum einen um den eigenen Be

darf zu decken, zum anderen um die 

Entwicklung dieses Arbeitsmarktsek

tors zu lenken. Richtungweisend für 

die diesjährige Arbeitsvermittlung von 

Hochschulabsolventen ist eine Reihe 

von Beschlüssen, die die Regierung ge

fasst hat, um die Arbeitssuche zu er

leichtern. Die Beschlüsse wurden den 

Vertretern der relevanten Provinzbe

hörden auf der Telekonferenz erläu

tert. Sie umfassen folgende Leitlinien:

• Die Hochschulabsolventen sollen 

ermuntert werden, an die Basis 

und in schwierige Gebiete zu ge

hen, im städtischen Bereich in 

die Stadtbezirke und auf dem 

Lande in die Gemeinden und 

Kleinstädte, um sich dort im Bil

dungs- und Gesundheitswesen, 

in landwirtschaftlicher Techno

logie und Armutsbekämpfung zu 

betätigen;

http://www.tibetinfo.net/news-updates/2005
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• die einstellenden Einheiten, vor 

allem Partei- und Regierungsor

gane, Staatsbetriebe und Unter

nehmen aller Art, sollen ver

stärkt Hochschulabsolventen 

einstellen und ihnen günstige 

Bedingungen bieten;

• Hochschulabsolventen sollen un

terstützt werden, wenn sie sich 

selbstständig machen und bei 

der Annahme einer Arbeitsstelle 

mobil sind:

® mit allen Mitteln sollen die

jenigen Absolventen von Be

rufs- und Fachhochschulen un

terstützt werden, für die rela

tiv viele Schwierigkeiten in Be

zug auf die Jobsuche bestehen;

® die ideologisch-politische Arbeit 

unter den Hochschulabsolventen 

soll verstärkt werden, damit die

se in Bezug auf Berufs- und Ar

beitsplatzwahl realistische Ein

stellungen haben, d.h sie sollen 

ihre eigenen Vorstellungen mit 

dem Bedarf der Gesellschaft in 

Einklang bringen und sich in ers

ter Linie nach der Gesellschaft 

richten. (Vgl. GMRB, 6.6.03, A 

1 u. 2)

Ein Sonderprogramm wird vom ZK 

der Kommunistischen Jugendliga und 

dem Bildungsministerium propagiert. 

Im Rahmen dieses Programms sol

len ab diesem Jahr jährlich ca. 6.000 

Hochschulabsolventen auf freiwilliger 

Basis in die Westgebiete geschickt 

werden. Als Teil der Strategie des 

„Aufbaus West“ sollen die Freiwil

ligen helfen, in den unterentwickel

ten Gebieten im Westen des Landes 

Aufbauarbeit zu leisten, namentlich 

auf den Gebieten Bildung, Gesund

heit, Agrarwissenschaft, Armutsbe

kämpfung und Jugendarbeit. Die Be

werber müssen sich bestimmten Aus

wahlverfahren unterziehen und erhal

ten eine spezielle Schulung zur Vorbe

reitung. Bei erfolgreicher Bewerbung 

sollen sie ein bis zwei Jahre im Wes

ten bleiben. Danach können sie selbst 

entscheiden, ob sie ihre Arbeit dort 

weitermachen oder in die entwickel

ten Gebiete zurückkehren wollen. Mit 

weit über 40.000 Bewerbern findet das 

Programm unerwartet hohe Resonanz 

(XNA, 26.6.03).

Die Freiwilligen erhalten eine Reihe 

von Vergünstigungen:

1. Vom Finanzministerium Beihilfen 

zum Lebensunterhalt, einschließ

lich Unfall- und Krankenversi

cherung; jeder erhält pro Monat 

für die Zeit seines Dienstes 600 

Yuan (in Tibet 800 Yuan) sowie 

pro Jahr mindestens 1.000 Yuan 

Transportkosten.

2. Die Freiwilligen können zwei Jah ■,e 

lang bei ihrer Hochschule gemel

det bleiben, und die Meldestellen 

bewahren in dieser Zeit ihre Ak

ten kostenlos auf. Sie können sich 

auch an dem Ort registrieren las

sen, an dem sie vor Eintritt in die 

Hochschule gewohnt haben.

3. Während der Zeit ihres Dienstes 

können die Freiwilligen neben ih

rem Dienst oder auch nur Verwal

tungsaufgaben beim Jugendliga

komitee, in einer Schule oder an

deren Einheiten wahrnehmen.

4. Freiwillige, die sich nach Been

digung ihres Dienstes im Westen 

weiterqualifizieren wollen, werden 

bei Prüfungen, beispielsweise für 

ein Postgraduiertenstudium, bei 

gleichen Voraussetzungen bevor

zugt aufgenommen.

5. Freiwillige, die sich nach Beendi

gung ihres Dienstes und entspre

chender Prüfung um eine Position 

in Partei oder Regierung bewer

ben, werden bei gleichen Voraus

setzungen bevorzugt eingestellt.

6. Nach Beendigung ihrer Dienstzeit 

werden die Freiwilligen geprüft 

und erhalten eine Bewertung, die 

in ihre Personalakte aufgenommen 

wird. Wenn sie die Prüfung be

standen haben, erhalten sie ein 

Zeugnis.

7. Die Diensteinheit stellt den Frei

willigen Unterkunft und sonsti

ge notwendigen Lebensbedingun

gen zur Verfügung.

8. Freiwillige, die erfolgreich gedient 

haben, erhalten eine Auszeich

nung, z.B. für ein Jahr Dienst ei

ne Bronze-, für zwei Jahre eine 

Silbermedaille sowie weitere Aus

zeichnungen für besondere Leis

tungen. (GMRB, 12.6.03, A 2)

Die Westgebiete benötigen dringend 

Fachpersonal, insbesondere Akademi

ker. Der angemeldete Bedarf aus elf 

westchinesischen Provinzen und au

tonomen Gebieten sowie aus der re

gierungsunmittelbaren Stadt Chong

qing umfasst 32.000 Freiwillige, für die 

hauptsächlich Arbeitsplätze als Dorf

lehrer, Agrartechniker und im Ge

sundheitswesen zur Verfügung stehen. 

Dieses Programm, so die Erwartung, 

wird Hochschulabsolventen neue Be

schäftigungsmöglichkeiten bieten. Die 

Erfahrungen, die die jungen Leute im 

Westen an der Basis sammeln, ebenso 

wie ihre unter Beweis gestellte sozia

le Verantwortung werden ihnen für ih

re berufliche Laufbahn durchaus von 

Nutzen sein.

Das Freiwilligenprogramm der Ju

gendliga besteht bereits seit 1993. Neu 

in diesem Jahr ist, dass es speziell 

Hochschulabsolventen dienen soll. An 

den Hochschulen, so heißt es, wird 

das Programm sehr gut angenommen 

(GMRB, 13.6.03, A 1).

Die von der Regierung ausgegebenen 

Leitlinien sowie das Freiwilligenpro

gramm machen deutlich, dass an der 

Basis und im Westen ein großer Man

gel an Hochschulabsolventen herrscht. 

Das Problem ist Jahrzehnte alt. Schon 

Mao Zedong sah die Notwendigkeit, 

gebildete Jugendliche in die unterent

wickelten Gebiete zu schicken. Im Un

terschied zur maoistischen Zeit, als 

die Jugendlichen dorthin zwangs ver

schickt wurden, gilt heute das Prinzip 

der Freiwilligkeit. Ein weiterer Unter

schied ist, dass die Jugendlichen heu

te ungleich besser qualifiziert sind und 

deshalb effektiver eingesetzt werden 

können. Zudem erhalten sie Vergütun

gen und allerlei Vergünstigungen, die 

den Dienst attraktiv erscheinen las

sen, zumal der erfolgreiche Abschluss 

der Dienstzeit an der Basis oder in 

den westlichen Härtegebieten für die 

berufliche Karriere von Nutzen sein 

kann, -st-

16 Neuer Hochschultyp: Zwei

jährige Akademien

In den letzten Jahren hat sich in Chi

na ein neuer Hochschultyp herausge

bildet, die sog. „selbstständigen Aka

demien“ (duli xueyuan). Dabei han

delt es sich um zweijährige Hoch

schulen, die von regulären Universi

täten gegründet und gemeinsam von 

der betr. Universität und einem nicht

staatlichen Partner betrieben werden. 

Kooperationspartner können Unter

nehmen, Institutionen, gesellschaftli

che Gruppen und Einzelpersonen sein.
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Diese Akademien bieten ein zweijähri

ges Hochschulstudium für „undergra- 

duates“ an, d.h. für Studenten, die 

noch nicht das erste Examen abge

legt haben. In Bezug auf den Be

trieb und die Verwaltung sind sie völ

lig unabhängig von der Mutteruniver

sität. Sie vergeben selbstständig Dip

lome, sind eigene Rechtspersönlichkei

ten und selbst geschäftsfähig. Sie ha

ben einen eigenen Campus und eige

ne Ausstattung. Sie werden aus öf

fentlichen und privaten Mitteln fi

nanziert und stellen eine neue Hoch

schulform dar, die es versuchsweise 

schon seit einigen Jahren gibt, für die 

aber erst kürzlich allgemeine Normen 

aufgestellt wurden. Im Mai 2003 er

ließ das Bildungsministerium „Einige 

Ansichten zur Normierung und Stär

kung der Verwaltung von selbststän

digen Akademien, die von regulären 

Universitäten nach neuem Mechanis

mus und Muster versuchsweise betrie

ben werden“. Darin wird verfügt, dass 

selbstständige Akademien, die nicht 

mit diesen Bestimmungen in Einklang 

stehen, ihren Betrieb einstellen müs

sen oder keine Studenten mehr auf

nehmen dürfen. Offensichtlich hat es 

mit diesem neuen Schultyp eine Rei

he von Problemen gegeben. So sol

len z.B. Fachmittelschulen und Berufs

hochschulen reguläre Hochschulstudi

en angeboten haben, indem sie derar

tige Akademien unter falschen Vorzei

chen gründeten. Nicht vorschriftsmä

ßig gegründete Akademien, die die er

forderlichen Voraussetzungen nicht er

füllen, stellen eine Gefahr für die Qua

lität dieses Hochschultyps dar.

Das Wesen der selbstständigen Aka

demien ist, dass sie gemeinsam von ei

ner staatlichen Universität und einem 

nichtstaatlichen Kooperationspartner 

betrieben werden. Um die Gründung 

einer solchen Akademie muss sich in 

jedem Fall eine reguläre Universi

tät bewerben. Die Bewerberin trägt 

die Verantwortung für die Lehre und 

die Verwaltung und hat die Quali

tät der Akademie sicherzustellen. Bis

lang muss das Bildungsministerium 

die Gründung genehmigen und die 

Aufsicht ausüben. Aber schrittweise 

sollen diese Kompetenzen an die Pro

vinzbehörden delegiert werden.

Mit dem neuen Schultyp wird der 

Zweck verfolgt, den Hochschulbereich 

schneller auszuweiten und breiteren 

Kreisen ein Hochschulstudium zu er

möglichen. In ihrer Fächerstruktur 

sollen sich die selbstständigen Akade

mien am Bedarf der Gesellschaft und 

Wirtschaft ihrer jeweiligen Region ori

entieren. Die neuartigen Akademien 

sind fachlich ausgerichtet und werden 

insbesondere von den großen Univer

sitäten geführt. Die Universität Bei

jing beispielsweise hat in den letzten 

fünf Jahren acht solcher Akademien 

gegründet (GMRB, 4.5.03, A 1): ei

ne Fremdsprachenakademie, eine Phy

sikakademie, eine Akademie für Jour

nalismus, eine Informatikakademie, ei

ne Akademie für Erd- und Raum

wissenschaft, eine Akademie für Öko

logie, eine Akademie für Chinesisch 

für Ausländer und eine Akademie für 

VerwaltungsWissenschaft. (Vgl. GM

RB, 15.5.03, A 3 u. 19.6.03, A 2) -st-

17 Hochschulaufnahmeprüfun

gen

Erstmalig wurden die Hochschulauf

nahmeprüfungen in diesem Jahr vom 

7. bis 9. Juni abgehalten und da

mit um einen Monat vorgezogen. Der 

Grund ist, dass es im Juli zu heiß 

ist und es einen Monat früher für 

die Prüfungskandidaten bequemer ist. 

Die Prüfungen fanden in diesem Jahr 

wegen der Lungenseuche SARS unter 

außergewöhnlichen Umständen statt. 

Diese stellten besondere Anforderun

gen an die Organisatoren und alle Be

teiligten. So musste größte Sorgfalt in 

Bezug auf Gesundheitsdienst, Sicher

heit, Umgebung, Verkehr, Geheimhal

tung, Kommunikation usw. walten. In 

diesem Jahr beteiligten sich 6,13 Mio. 

Kandidaten an den Prüfungen, das 

waren 850.000 mehr als im vergan

genen Jahr. Aufgrund der gestiege

nen Teilnehmerzahl, aber auch auf

grund von SARS musste die Zahl 

der Prüfungsstellen und -räume er

höht werden. Im ganzen Land wur

den 7.234 Prüfungsstellen und 230.000 

Prüfungsräume eingerichtet.

In der Regel werden die Studienplät

ze zentral vergeben, aber eine Reihe 

von Universitäten haben das Privileg, 

sich ihre Studenten zum Teil selbst 

auswählen zu können. Die Studen

ten können Wünsche äußern, an wel

cher Hochschule sie studieren möch

ten. Über das Internet können sie 

sich über die Hochschule ihrer Wahl 

informieren und beraten lassen und 

sich provisorisch bewerben. Die forma

le Bewerbung erfolgt, sobald die Prü

fungsergebnisse vorliegen. (Vgl. GM

RB, 6.6.03, A 2, 10.6.03, A 1; XNA 

10.6.03) -st-

18 Harvard-Klasse an privater 

Mittelschule

Eine private Mittelschule in der Stadt 

Anji in Zhejiang richtet ab dem kom

menden Schuljahr auf der Oberstufe 

spezielle „Harvard-Klassen“ ein. Die

se für 100 Schüler/innen vorgese

henen Klassen werden vom Ameri

can Educational Center unterstützt. 

Die Klassen werden von chinesischen 

und amerikanischen Lehrern unter

richtet. Neben den herkömmlichen Fä

chern werden auch neue Kurse ge

geben, die an amerikanischen Schu

len gelehrt werden. Beim Schulab

schluss erhalten die Schüler/innen ein 

chinesisches und ein amerikanisches 

Zeugnis. Die Absolventen können an 

den nationalen Hochschulaufnahme

prüfungen teilnehmen und sich darü

ber hinaus auch bei der Harvard-Uni

versität bewerben. (XNA, 10.6.03) An 

dieser Mittelschule wird gezielte Eli

tenbildung betrieben, wie sie in China 

außer an Schwerpunktschulen auch an 

zahlreichen Privatschulen möglich ist. 

-st-

19 Enzephalitis-Epidemie in 

Guangdong

Kaum ist die Lungenseuche SARS ein

gedämmt, wird die Provinz Guang

dong erneut von einer sich epide

misch ausbreitenden Krankheit heim

gesucht. Mitte Juni wurden von dort 

211 Fälle der hoch ansteckenden, 

durch Mücken übertragenen Enzepha

litis B gemeldet, davon 18 Todesfäl

le. Die Krankheit ist in elf Städten 

und Bezirken aufgetreten, darunter 

in Maoming, Zhanjiang, Meizhou und 

Guangzhou. Betroffen sind hauptsäch

lich Kinder. Die Todesrate kann bis 

zu 30 Prozent betragen. Eine Behand

lungsmethode gibt es praktisch nicht; 

man kann Kinder jedoch vorbeugend 

impfen lassen.

Gerade hier aber liegt das Problem, 

denn ein Großteil der Kinder sind 

nicht gegen Enzephalitis geimpft, weil 

insbesondere die ländliche Bevölke

rung zu arm ist, um die Impfungen 
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zu bezahlen. Vielfach ist sie auch un

wissend. So werden denn neben man

gelhaften hygienischen Bedingungen 

vor allem die unzureichenden Impfun

gen für den Ausbruch der Krankheit 

verantwortlich gemacht. Zwar gibt es 

in jedem Sommer Enzephalitis-Fälle, 

aber in den vergangenen Jahren hat 

sich deren Zahl meist um 100 bewegt. 

Die Provinz Guangdong, in der SARS 

zuerst identifiziert wurde, scheint aus 

den Erfahrungen mit dieser Krank

heit gelernt zu haben. So hat die Pro

vinz dieses Mal die Enzephalitis-Fäl

le sofort der WHO gemeldet. Außer

dem hat sie sogleich einen Maßnah

menkatalog aufgestellt, um die Krank

heit unter Kontrolle zu bringen. Da

zu zählen die Einrichtung von Ar

beitsgruppen zur Kontrolle der Be

handlung, Impfprogramme, eine Hy- 

gienekampagne zur Ausrottung von 

Mücken sowie der Aufbau eines effek

tiven Meldesystems und eines Notfall

systems im öffentlichen Gesundheits

wesen. Die Gesundheitsämter haben 

eine kostenlose Impfaktion eingelei

tet und innerhalb weniger Tage fast 

30.000 Kinder im Alter von 1 bis 10, 

die nicht gegen Enzephalitis geimpft 

waren, geimpft.

Unterdessen wächst in Hongkong die 

Sorge, dass die Krankheit auf Hong

kong übergreifen könnte. Seit dem 

Ausbruch von SARS sehen sich sowohl 

Guangdong als auch Hongkong genö

tigt, in direkten Kontakt zu treten und 

die Information über die Krankheit zu 

intensivieren, um diese besser eindäm

men zu können. Dieses Mal scheint es 

in dieser Hinsicht weniger Probleme zu 

geben als bei SARS. (Vgl. SCMP, 16.,

17., 20.6.03; XNA, 22.6.03; Ta Kung 

Pao, Hongkong, 25.6.03, nach BBC 

PF, 25.6.03.) -st-

20 Kein Nachschub für Eliten- 

Samenbank

Vor vier Jahren wurde in Chengdu 

vom dortigen Zentrum für technische 

Anleitung in der Geburtenplanung ei

ne Sarnenbank für Elitenachwuchs ge

gründet, die erste ihrer Art in Chi

na. Sie akzeptiert nur Spender mit 

einem akademischen Grad. Die Hür

den für potenzielle Spender sind al

lerdings relativ hoch. Diese müssen 

einen aufwändigen Gesundheitscheck 

durchlaufen, bei dem 20 Faktoren un

tersucht werden und der bis zu ei

nem halben Jahr dauern kann. Die 

Spender müssen unter 60 Jahre alt 

sein und dürfen keinerlei Erbkrank

heiten in der Familie aufweisen. Qua

lifizierte Spender werden in drei Ka

tegorien eingeteilt: solche mit einem 

akademischen Grad, der mindestens 

dem eines außerordentlichen Profes

sors entspricht; Sport- oder Unterhal

tungsstars und hochrangige Manager 

oder Banker. Das Konzept ist umstrit

ten, zum einen weil man in der chi

nesischen Gesellschaft künstlicher Be

fruchtung im Allgemeinen reserviert 

gegenübersteht, zum anderen weil hier 

besonders Eliten produziert werden 

sollen. So ist die Samenbank denn 

auch bislang wenig erfolgreich. Insge

samt hat es bisher nur knapp 20 Spen

der gegeben, und nur vier Ehepaaren 

wurde zu einem Baby verholfen. Das 

älteste Kind, das mithilfe des Samens 

aus der Samenbank für Eliten gezeugt 

wurde, ist zwei Jahre alt. Das Zent

rum verfolgt die Entwicklung des Kin

des und plant einen wissenschaftlichen 

Bericht darüber.

Methoden der Reproduktionstechno

logie werden in China seit 1982 an

gewendet. Der Bedarf ist seitdem ste

tig gewachsen, denn nach Angaben des 

Gesundheitsministeriums sind in Chi

na rund zehn Prozent aller Ehepaa

re im Zeugungsalter unfruchtbar. Man 

schätzt, dass etwa eine Million Ehe

paare künstliche Befruchtung versu

chen wollen. Das Gesundheitsministe

rium hat 2001 die Kontrolle über me

dizinische Einrichtungen, die künst

liche Befruchtung durchführen, ver

schärft. Um möglichem Inzest vorzu

beugen, dürfen Spender z.B. höchs

tens fünfmal Samen spenden, und die 

Frauen, die künstlich befruchtet wer

den, müssen in verschiedenen Regio

nen leben. Ob auf die Intelligenz eines 

durch künstliche Befruchtung gezeug

ten Kindes Einfluss genommen wer

den kann, wird auch von chinesischen 

Fachleuten bezweifelt. Einer der füh

renden Genetiker Chinas, Prof. Zhang 

Sizhong, glaubt nicht, dass der Samen 

hoch intelligenter Männer besser ist 

als der anderer Männer. Das besag

te Zentrum jedoch ist überzeugt, zum 

Wohle von Chinas Ein-Kind-Politik zu 

arbeiten. (Vgl. XNA, 12.6.03) -st-

Außenwirtschaft

21 Indien bietet engere Wirt- 

schaftskooperation an

Während seines Chinabesuches sprach 

sich der indische Premierminister Atal 

Bihari Vajpayee für eine engere wirt

schaftliche Zusammenarbeit zwischen 

beiden Ländern aus. Dass rd. 90 Spit

zenmanager indischer Unternehmen 

den Ministerpräsidenten nach Chi

na begleiteten, unterstrich den Wirt

schaftsschwerpunkt der Reise.

Beim Zusammentreffen mit dem chi

nesischen Ministerpräsidenten Wen 

Jiabao, Präsidenten Hu Jintao und 

seinem Vorgänger Jiang Zemin in Bei

jing standen neben politischen vor al

lem wirtschaftliche Aspekte einer stär

keren Annäherung im Vordergrund 

der bilateralen Gespräche. Während 

der Eröffnungsfeier eines Center of In

dian udies an der Beijing-Un'ver- 

sität wies der indische Ministerprä

sident auf die komplementären Stär

ken Indiens und Chinas in den Berei

chen Computer Soft- und Hardware 

hin. Vajpayee kündigte an, dem Cen

ter of Indian Studies jährlich rd. 1 

Mio. Rupien (21.500 US$) als Unter

stützung sowie Stipendien für Studen

ten des Zentrums in Indien zur Verfü

gung zu stellen.

In Beijing unterzeichnete Vajpayee ei

ne Reihe von Abkommen, die zur In

tensivierung der bilateral«: n Beziehun

gen beitragen werden. Hierzu zählt ei

ne Vereinbarung über den Austausch 

von Ausbildungspersonal und hoch

rangigen Beamten aus dem Rechtswe

sen, über eine Vereinfachung von Visa

formalitäten sowie über Gesundheits

standards für den Export indischer 

Mango-Früchte nach China. Weite

re Kooperationen betreffen die Be

reiche erneuerbare Energieressourceri, 

Meereswissenschaften und Kulturaus

tausch bis zum Jahre 2005.

Während seines Besuches in Shanghai 

hob der indische Ministerpräsident auf 

dem Forum ,Jndia and China: Oppor- 

tunities and Challenges for TT Indus- 

try“ die zentrale Rolle der Koopera

tion im IT-Sektor für die bilateralen 

Beziehungen hervor. Auf dem ,,Sino-




